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I. Allgemeines 

Das Ministe rkomitee des Europarats trat am 11. De- 
zember 1970 in Paris zu seiner 47. Sitzung zusam- 
men. Am 12. Dezember fand das Kolloquium der 
Minister mit Vertretern der Beratenden Versamm- 
lung statt. Im Mittelpunkt der Erörterungen des 
Ministerkomitees standen erneut die Integration 
Europas und die Ost-West-Beziehungen. Weiterhin 
wurden die Fragen der Zulassung von Deutsch und 
Italienisch als Arbeitssprachen in der Beratenden 
Versammlung und ihren Ausschüssen, des Schutzes 
der Diplomaten und des Neubaus des Europarats 
erörtert. Das Arbeitsprogramm des Europarats für 
die Jahre 1971/72 wurde angenommen. 

Der Bericht des Bundesministers des Auswärtigen 
über das Ergebnis der Verhandlungen der Bundes- 
regierung mit der Sowjetunion und Polen und über 
die Verständigungsbemühungen mit den übrigen 
europäischen Ostblockstaaten fand die größte Auf- 
merksamkeit seiner Ministerkollegen. 

In seiner Eigenschaft als Ratspräsident der Euro- 
päischen Gemeinschaften berichtete Bundesminister 
Scheel über politische Aspekte der europäischen 
wirtschaftlichen Integration sowie die politische Zu- 
sammenarbeit nach Ziffer 1x5 des Haager Kommu- 
niques. 

Am Kolloquium, welches die zukünftige Struktur 
der europäischen Zusammenarbeit und die Ost- 
West-Beziehungen zum Thema hatte, nahmen auf 
deutscher Seite neiben dem Parlamentarischen 
Staatssekretär beim Bundesminister des Auswärti- 
gen auch fünf Mitglieder des Bundestages teil. 

Der 3. Teil der 22. Sitzungsperiode der Beratenden 
Versammlung fand vom 20. bis 28. Januar 1971 statt. 
Am 22. Januar 1971 sprach der Bundesminister des 
Innern Genscher vor der Beratenden Versammlung 
in Straßburg und berichtete über das Ergebnis der 
Ersten europäischen Raumordnungsminiisterkonfe- 
renz, die vom 9. bis 11. September 1970 in Bonn 
stattgefunden hatte. (Vgl. auch unten, III. 3. c). 

In einer vielbeachteten Entschließung über Berlin, 
die im Januar von mehr als 100 Mitgliedern der 
Versammlung angenommen wurde, drängten die 
Abgeordneten auf eine dauerhafte Lösung des Ber- 
lin-Problems und protestierten gegen die Behinde- 
rungen beim Verkehr von und nach Berlin. Die Ent- 
schließung ging auf eine Initiative der deutschen 
Abgeordneten Bauer und Dr. Schulz zurück. 

Nachdem die Bundesregierung auf der 46. Sitzung 
des Ministerkomitees am 15. April 1970 den Antrag 
gestellt hatte, Deutsch und Italienisch als Arbeits- 
sprachen der Beratenden Versammlung einzuführen, 
wurde auf der 47. Sitzung im Dezemlber 1970 diese 
Frage entschieden. Mit der Entschließung 188 hatte 
die Beratende Versammlung im Januar 1960 gefor- 
dert, Deutsch als Arbeitssprache einzuführen. Alle 
seit dieser Zeit unternommenen Bemühungen der 
Bundesregierung, den Beschluß der Versammlung 


zu implementieren, konnten bis 1970 nicht verwirk- 
licht werden, da sich im Ministerkomitee nicht die 
für die Durchsetzung notwendige Zweidrittelmehr- 
heit abzeichnete. Nach intensiven Verhandlungen 
in den letzten Jahren, und nachdem der Antrag 
durch Demarchen unserer Botschaften in allen Mit- 
gliedstaaten mehrfach vorbereitet und schließlich 
zusätzlich durch einen Brief des Bundesministers 
des Auswärtigen an seine Kollegen unterstützt wor- 
den war, konnte nach zehnjährigen Bemühungen 
die Sprachenfrage zu einem positiven Abschluß ge- 
bracht werden. Die Bundesregierung stellte mit 
Genugtuung fest, daß ihr Antrag auf der 47. Sitzung 
des Ministerkomitees einstimmig angenommen 
wurde und somit ein berechtigtes Anliegen des 
Bundestages, das zehn Jahre auf seine Verwirk- 
lichung warten mußte, nunmehr positiv entschieden 
wurde. 

Im Anschluß an diese Entscheidung haben weitere 
Mitgliedstaaten Anträge gestellt, zusätzliche Ar- 
beitssprachen zuzulassen. Hierüber wird im Kreise 
der Ministerbeauftragten beraten. 

Auf der 47. Sitzung wurden ebenfalls die von dem 
französischen Architekten Henry Bernard vorge- 
legten Baupläne für den Neubau des Europarats 
genehmigt. Die Kosten für die neuen Gebäude 
sollen 70 Millionen FFrs — Preisbasis Oktober 
1970 — nicht übersteigen. Mit den Bauarbeiten soll 
im 2. Halbjahr 1972 begonnen werden. Die offizielle 
Grundsteinlegung wird voraussichtlich während der 
September-Sitzung der Beratenden Versammlung 
1972 erfolgen. 


11. Politische Fragen 

1. Europäische Integration, Ost-West-Beziehungen 

Ebenso wie auf früheren Sitzungen des Minister- 
komitees, nahmen auch während der 47. Sitzung die 
Fragen der europäischen Integration und der Ost- 
West-Beziehungen einen breiten Raum ein. Auf die 
Ausführungen, die der Herr Bunde sminister des 
Auswärtigen zu diesen Themen machte, wurde wei- 
ter oben bereits hingewiesen. In der Januar- Sitzung 
der Beratenden Versammlung hat die Frage der 
Ost-West-Beziehungen ebenfalls eine große Rolle 
gespielt. Als Grundlage diente der Bericht über 
politische, wirtschaftliche und kulturelle Beziehun- 
gen Westeuropas zum Europäischen Osten. 

Die Versammlung nahm eine Empfehlung über die 
a.llgemeinen und kulturellen Aspekte der Ost-West- 
Beziehungen an. In ihr wird ausführlich auf die 
deutsche Ostpolitik, die Verträge von Moskau und 
Warschau und auf die Berlin-Frage eingegangen. 
In der Berlin-Entschließung brachte die Beratende 
Versammlung erneut ihre Solidarität mit Berlin zum 
Ausdruck. 

Im Anschluß an die Vorlage des Tätigkeitsberichts 
des Ministerkomitees an die Beratende Versamm- 
lung sprach der norwegische Außenminister Stray 
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— in seiner Eigenschaft als Vorsitzender des Mini- 
sterkomitees — ebenfalls über die europäische Zu- 
sammenarbeit und die Bedeutung der deutschen 
Ostpolitik. 

Der Österreichische Bundeskanzler Kreisky kam in 
seiner Rede vom 25. Januar 1971 vor der Beraten- 
den Versammlung auf die Frage der Ost-West- 
Beziehungen und die deutsche Ostpolitik zu tspre- 
chen. Seine Auffassung, daß auch die Berlin-Proble- 
matik im Rahmen einer Europäischen Sicherheits- 
konferenz behandelt werden sollte, stieß auf die 
Kritik zahlreicher Abgeordneten. 

2. Beziehungen zu den Nichtmitgliedstaaten 

In der Zeit seit dem 1. Oktober 1970 wurde vom 
Ministerkomitee der Beitritt folgender Nichtmit- 
gliedstaaten zu Konventionen des Europarats ge- 
nehmigt: 

— Beitritt Israels zum Europäischen Übereinkom- 
men über die Gleichwertigkeit von Reifezeugnis- 
sen; 

— Beitritt Finnlands zum Europäischen Ausliefe- 
r un gs ab k omm en ; 

— Beitritt Spaniens zur Europäischen Vereinbarung 
zum Schutz von Fernseh- und Rundfunksendun- 
gen unid zu dem dazugehörigen Protokoll. 

Jugoslawien, die Tschechoslowakei und Ungarn 
wurden zur Teilnahme an der vom Europarat im 
März 1971 in Wien veranstalteten 8. Filmwoche 
eingeladen. Zur Zweiten Europäischen Bevölke- 
rungskonferenz, die vom 31. August bis 7. Septem- 
ber 1971 in Straßburg stattfinden wird, wurden eben- 
falls zahlreiche Beobachter aus den Nichtmitglied- 
staaten eingeladen. 

3. Griechenland 

Im November 1970 wurde dem Ministerkomitee der 
Bericht der Europäischen Menschenrechtskonvention 
über die zweite skandinavische Staatenbeschwerde 
gegen Griechenland zugeleitet. Von den Minister- 
beauftragten wurden die rechtlichen und finanziel- 
len Aspekte geprüft, die sich durch den Austritt 
Griechenlands aus dem Europarat ergeben haben. 
Griechenland bleibt aber weiterhin Vertragspartner 
derjenigen Übereinkommen des Europarats, die für 
Griechenland vor seinem Austritt in Kraft getreten 
waren. 

4. Zwisdienstaatlidie Zusammenarbeit — 
Arbeitsprogramm 

Das vom Generalsekretariat ausgearbeitete zwei- 
jährige Arbeitsprogramm des Europrats für 1971/72, 
zu dem die Beratende Versammlung im September 
1970 mit Avis 54 Stellung genommen hatte, wurde 
vom Ministerkomitee auf der 47. Sitzung gebilligt. 
Der von der Beratenden Versammlung zum Aus- 
druck gebrachte Wunsch, eine Ministerkonferenz 
zur Koordinierung der Arbeitsprogramme der ver- 
schiedenen europäischen Organisationen einzube- 


rufen, wurde vom Mmisterkomitee eingehend er- 
örtert. Es trat dafür ein, daß die Abstimmung der 
Arbeitsprogramme des Europarats und anderer in- 
ternationaler Organisationen durch die General- 
sekretäre erfolgen sollte. 


III, Tätigkeit des Europarats auf Einzelgebieten 
1. Recht 

a) Europäische Vertragswerke 

Am 27. Januar 1971 wurden von der Bundesrepublik 

— die Europäische Ordnung der Sozialen Sicher- 
heit vom 17. April 1964 und das Protokoll hierzu 
vom gleichen Datum 

ratifiziert und 

— das Europäische Abkommen über Weiterzahlung 
von Stipendien bei Fortsetzung der Studien im 
Ausland vom 12. Dezember 1969 

unterzeichnet. 

Am 24. März 1971 ist zum Abschluß einer zehn- 
tägigen Diplomatischen Konferenz 

— das Straßburger Übereinkommen über die Inter- 
nationale Patentklassifikation 

zur Unterzeichnung aufgelegt und von den Ver- 
tretern der Bundesrepublik Deutschland unterzeich- 
net worden. Die Diplomatische Konferenz* war von 
dem Europarat gemeinsam mit der Weltorganisation 
für geistiges Eigentum (WIPO) in Genf einberufen 
worden. An der Konferenz hatten Delegationen von 
insgesam't 39 Staaten, von vier zwischenstaatlichen 
und sieben nichtstaatlichen internationalen Organi- 
sationen teilgenommen. 

Das Straßburger Übereinkommen über die Inter- 
nationale Patentklassifikation soll die gleichnamige 
Europäische Übereinkunft vom 19. Dezember 1954 
ersetzen und der im Rahmen der Europäischen 
Übereinkunft erstellten Patentklassifikation, die am 
1. September 1968 für die Mitgliedstaaten in Kraft 
getreten ist, eine weltweite Anwendung sichern. 

b) Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten 

Das Dritte Internationale Kolloquium über die Euro- 
päische Konvention zum Schutz der Menschenrechte 
und Grundfreiheiten fand unter Teilnahme von 
300 Personen vom 30. September bis 3. Oktober 1970 
in Brüssel statt. Im Mittelpunkt der Aussprachen 
stand der Schutz der Privatsphäre gegenüber Ein- 
griffen aufgrund neuer technischer und wissenschaft- 
licher Entwicklungen. Im Anschluß an das Kollo- 
quium hielt der Sachverständigenausschuß für Men- 
schenrechte vom 5. bis 10. Oktober 1970 seine 
Herbstsitzung in Brüssel ab. 

Im April 1970 hatte die Europäische Menschen- 
rechtskommission ihren Bericht über die Individual- 
beschwerde des Dr. Michael Graf Soltikow gegen 
die Bundesrepublik Deutschland dem Minister- 
komitee zur Beschlußfassung zugeleitet. Die Mini- 
sterbeauftragten schlossen sich im Februar 1971 der 
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von der Menschenrechtskommission vertretenen 
Auffassung an, daß im Falle Soltikow keine Ver- 
letzung von Artikel 6 Abs. 1 der Europäischen 
Menschenrechtskonvention durch die deutschen Ge- 
richte vorliegt. Die Veröffentlichung des Berichts 
der Menschenrechtskommission wurde gebilligt. 

c) Diplomatenschutz 

Die Entführung und Ermordung von Botschafter 
Graf Spreti und die Entführung von Botschafter von 
Holleben hatten die Bundesregierung veranlaßt, die 
Westeuropäische Union, den Europarat und die 
NATO mit der Frage des Diplomatenschutzes zu 
befassen. 

Die seit dem letzten Halb Jahresbericht erfolgten 
Entführungen weiterer Diplomaten und Konsuln 
hat die Frage von internationalen Schutzmaßnah- 
men für das Diplomatische und Konsularische Korps 
noch dringlicher werden lassen. In Amerika be- 
schäftigt sich die Organisation der Amerikanischen 
Staaten (OAS) mit diesem Problem. Auf deutsche 
Anregung wurde während der 192. Tagung der 
Ministerbeauftragten beschlossen, ein Ad-hoc- 
Komitee von Sachverständigen einzusetzen. Dieses 
Komitee tagte erstmalig am 15. und 16. Oktober 
1970. An der Sitzung nahmen Sachverständige fast 
aller Mitgliedstaaten teil. Das Komitee erarbeitete 
den Entwurf einer Entschließung, die jede Gewalt- 
anwendung gegen Mitglieder diplomatischer und 
konsularischer Vertretrmgen verurteilt. Der Aus- 
schuß wird Ende März erneut zusammentreten. Zu 
den Sitzungen wird künftig auch ein Vertreter der 
USA als Beobachter entsandt werden, um eine 
Koordinierung zwischen den Arbeiten der OAS und 
des Europarats auf diesem Gebiet herzustellen. Ziel 
der Arbeiten ist es, gemeinsame Richtlinien der 
westeuropäischen Staaten für eine spätere welt- 
weite Behandlung dieses Problems zu erarbeiten. 

d) Verschiedenes 

Der Entwurf des Übereinkommens über Staaten- 
immunität ist dem Europäischen Komitee für Juri- 
dische Zusammenarbeit (CCJ) vorgelegt worden. Da 
während der Tagung des CCJ im November 1970 
eine eingehende Erörterung noch nicht erfolgen 
konnte, ist sie für die nächste Tagung im Juni 1971 
vorgesehen. Das Übereinkommen soll diejenigen 
Fragen regeln, die mit der Verklagbarkeit eines 
Staates Zusammenhängen, der in einem anderen 
Staat nichthoheitlich tätig wird, 

2. Kultur 

a) Rat für Kulturelle Zusammenarbeit (CCC) 

Vom 26. Februar bis 4. März 1971 trat der Rat für 
Kulturelle Zusammenarbeit zu seiner 19. Tagung zu- 
sammen. Auf dieser Sitzung wurde in erster Linie 
die langfristige Programmplanung des CCC und die 
Verwendung des Kulturfonds erörtert. Der Rat hat 
wiederum eine Reihe von Sachverständigentreffen 
veranstaltet, an denen jeweils auch Vertreter der 
Bundesrepublik Deutschland teilnahmen. Im März 
1971 wurde (wie bereits unter Ziffer II 2. in ande- 
rem Zusammenhang erwähnt) in Wien die 8. Euro- 


päische Filmwoche unter der Ägide des Europarats 
durchgeführt. 

b) Europäisches Jugendzentrum 

Nach ausführlichen Erörterungen im CCC wurde 
von iden Ministerbeauftragten im Januar 1971 das 
Statut für das Europäische Jugendzentrum endgültig 
genehmigt. Das Jugendzentrum soll später mit dem 
Jugendwerk eng zusanunenarb eiten und sich mit 
ihm komplementieren. Das neue Gebäude für das 
Jugendzentrum in Straßburg wird voraussichtlich 
bis Ende 1971 fertiggestellt sein und wahrscheinlich 
im Mai 1972 offiziell eingeweiht werden. 

c) Europäisches Jugendwerk 

Das Europäische Jugendwerk, das weitgehend auf 
einen deutschen Vorschlag zurückgeht, soll eine 
ergänzende Stellung neben den bilateralen Verein- 
barungen und Einrichtungen einnehmen. Es ist als 
Förderungsinstitution für die internationale euro- 
päische Jugendarbeit gedacht. Ziel des Europäischen 
Jugendwerks soll es sein, dazu beizutragen, in den 
jungen Menschen aller europäischen Länder das 
Bewußtsein zu vertiefen, daß sie als Europäer her- 
anwachsen. Der Statutenentwurf für das Jugend- 
werk, an dem die Bundesregierung stark interessiert 
ist, wurde im letzten halben Jahr mehrmals von 
den Ministerbeauftragten behandelt. Aufgrund zahl- 
reicher Änderungsvorschläge und ausgiebiger Er- 
örterungen konnte es bisher noch nicht endgültig 
verabschiedet werden. 


3. Wirtschaftliche und soziale Angelegenheiten 

a) Europäische Arbeitsministerkonferenz 

Die Ministerbeauftragten haben im Februar 1971 
beschlossen, eine Konferenz der europäischen Ar- 
beitsminister im Januar 1972 in Italien abzuhalten. 
Der Tagungsort wird von der italienischen Regie- 
rung noch benannt werden. 

b) Umweltschutz 

Das Ministerkomitee stimmte der Veranstaltung 
einer Europäischen Ministerkonferenz für Umwelt- 
fragen Ende 1972 in Wien zu. Zur Bewältigung der 
vielfältigen Aufgaben des Europaräts auf dem Ge- 
biet des Umweltschutzes wurde die Schaffung einer 
besonderen Abteilung für Umweltfragen im Gene- 
ralsekretariat des Europarats genehmigt. Die neue 
Abteilung wird ihre Arbeit zum 1. April 1971 auf- 
nehmen. 

c) Raumordnung 

Der Erfolg der Ersten Europäischen Raumordnungs- 
ministerkonferenz im September 1970 in Bonn ver- 
anlaßte die Minister zu dem Entschluß, nach etwa 
zwei Jahren eine zweite Konferenz einzuberufen. An 
der Konferenz in Bonn hatten außer Vertretern der 
16 Mitgliedstaaten des Europarats Beobachter aus 
Finnland, Spanien und Jugoslawien und Vertreter 
verschiedener internationaler Organisationen als 
Beobachter teilgenommen. Der Bundesminister des 
Innern, der als Gastgeber die Konferenz geleitet 
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hatte, wies in seiner vielbeachteten Rede vor der 
Beratenden Versammlung am 22. Januar 1971 dar- 
auf hin, daß mit dieser Konferenz der Versuch un- 
ternommen worden sei, gemeinsam den euro- 
päischen Raum zu gestalten. Er stellte weiterhin 
fest, daß mit der ersten Konferenz die Tür nach 
Europa ein Stück weiter geöffnet worden sei und 
daß die große Teilnahme an der Konferenz bewiesen 
habe, wie lebhaft überall das Interesse an einer 
großzügigeren Raumordnung sei, die heute nicht 
mehr als eine nur nationale Angelegenheit be- 
trachtet werden könne. 

d) Gesundheitswesen 

Die Beratende Versammlung hat mit der Empfeh- 
lung 609 im Jahre 1970 die Abhaltung eines Sympo- 
siums über Drogensucht angeregt. Die Minister- 
beauftragten stimmten im Januar 1971 diesem Vor- 
schlag zu. Das Symposium wird im Februar oder 
März in Straßburg stattfinden und soll die Arbeit 
der Weltgesundheitsorganisation ergänzen und un- 
tefstützen. 

e) Verschiedenes 

Der Regierungssozialausschuß hat sich im Dezember 
1970 erneut mit dem Mustervertrag befaßt, der auf- 
grund einer britischen Anregung das Abkommen 
über au-pair-Beschäftigte ergänzen soll. Es ist zu 
erwarten, daß der Ausschuß im April 1971 den Ent- 
wurf des Muslervertrags, der anschließend über 
den Ausschuß für juridische Zusammenarbeit den 
Ministerbeauftragten zur Genehmigung zugeleitet 
werden wird, verabschiedet. Die Bundesregierung 
hat von Beginn an den Abschluß des au-pair-Ab- 
kommens begrüßt, auch wenn es nicht in allen 
Punkten den deutschen Vorstellungen entspricht. 
Im Interesse des Schutzes der zahlreichen deutschen 
au-pair-Mädchen, die sich vorwiegend in Groß- 
britannien und Frankreich aufhalten, beabsichtigt 
die Bundesregierung — nachdem Frankreich das 


Abkommen unterzeichnet hat — dann zu unterzeich- 
nen, wenn es ebenfalls vom Vereinigten Königreich 
unterzeichnet worden ist. 


IV. Zusammenfassung 

Der Europarat hat im Berichtszeitraum seine Arbeit 
auf vielen Einzelgebieten erfolgreich fortgesetzt, in- 
tensiviert und teilweise neue Arbeitsgebiete aufge- 
nommen. Der größte Teil der Arbeit fand weiterhin 
im Rahmen der nichtpolitischen zwischenstaatlichen 
Zusammenarbeit auf dem Gebiet des Rechts, der 
Verwaltung, der Kultur und des Sozial- und Ge- 
sundheitswesens statt. 

Die politische Arbeit des Europarats galt in erster 
Linie den Problemen der europäischen Einigung und 
der Ost- West-Beziehungen. Ausgelöst durch die posi- 
tive Entwicklung in den Europäischen Gemeinschaf- 
ten und die Entspannungsbemühungen gegenüber 
dem Osten ist die politische Debatte im Europarat 
wieder stärker in Gang gekommen und hat vor 
allem auf dem Gebiet der Ost-West-Beziehungen 
erheblich an Umfang zugenommen, wobei die Er- 
örterungen Über die deutsche Ostpolitik einen brei- 
ten Raum einnahmen. 

Die Bundesregierung wird sich weiterhin für eine 
Koordinierung der Zusammenarbeit der internatio- 
nalen Organisationen einsetzen und sich darum be- 
mühen, daß der Europarat seine Arbeit schwer- 
punktartig strafft, um die vorhandenen Kräfte des 
Europarats nicht durch zu viele neue Initiativen bei 
Fragen sekundärer Bedeutung oder bei Fragen, die 
schon in anderen europäischen Gremien behandelt 
werden, durch zu große Arbeitsausdehnung zu zer- 
splittern. Diesem Zweck dient auch die vorgesehene 
Einsetzung eines Rationalisierungsausschusses im 
Rahmen des Generalsekretariats des Europarats. 
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I, Tätigkeit des WEU-Rats 

1. Allgemeines 

Der Ministerrat tagte am 11. Januar 1971 in Luxem- 
burg. Diese einzige Tagung im Berichtszeitraum 
wäre an sich im vierten Quartal 1970 fällig gewesen, 
hatte jedoch aus Termingründen nicht mehr vor 
Jahresende stattfinden können. Die nächste Mini- 
sterratstagung ist für den 19. April 1971 in Den Haag 
vorgesehen. 

Die Minister begrüßten in Luxemburg den neuen 
Generalsekretär, Botschafter Heisbourg, der sein 
Amt am 1. Januar 1971 übernommen hatte. 

2. Die politischen Konsultationen 

a) Die Konsultationen über das Ost-West-Verhält- 
nis zeigten weitgehende Übereinstimmung der 
WEU-Partner in der Beurteilung der Lage und 
der Folgerungen für die praktische Politik. Die 
Minister tauschten in Luxemburg wie üblich 
ihre Erfahrungen in den bilateralen Kontakten 
mit den Staaten Osteuropas aus. Der Bundes- 
minister des Auswärtigen berichtete über die 
politischen Gespräche anläßlich des Bundeskanz- 
lerbesuchs in Warschau und über Erkundungs- 
gespräche mit Prag. In der Diskussion über die 
außenpolitische Bedeutung der polnischen Unru- 
hen klang die Sorge an, daß sie von den Ver- 
tretern des harten Kurses in Osteuropa zum An- 
laß genommen werden könnte, den anderen 
Staaten des Warschauer Paktes ihre Linie aufzu- 
zwingen. In diesem Zusammenhang analysierten 
die Minister Stellung und Einfluß der DDR im 
System des Warschauer Pakts. Sie stimmten 
darin überein, daß sich der Einfluß der DDR, den 
sie vor allem ihrer relativen wirtschaftlichen 
Stärke verdanke, zumindest gegenwärtig nicht 
zugunsten einer Verringerung der Spannungen 
im Ost-West-Verhältnis oder einer innenpoli- 
tischen Auflockerung auswirke. 

Bundesminister Scheel betonte mit Zustimmung 
der übrigen Delegationen die Bedeutung einer 
befriedigenden Berlin-Lösung für die Ratifizie- 
rung des Moskauer Vertrages und eine Multi- 
lateralisierung der Vorbereitung einer Konfe- 
renz oder einer Reihe von Konferenzen über die 
Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa (KSE). 
Er vertrat die Auffassung, daß die sowjetische 
Regierung, die sich dieses Zusammenhanges 
durchaus bewußt sei, an einer Berlin-Regelung 
Interesse habe. Wegen der Haltung der DDR sei 
aber eine schnelle Lösung kaum zu erwarten. Der 
Westen müsse daher Geduld und Zähigkeit be- 
weisen. Die Bundesregierung ihrerseits stehe 
schon deswegen nicht unter Zeitdruck, weil sie 
sich kaum vorstellen könne, daß der Bundestag 
ohne befriedigende Berlin-Regelung mit Mehr- 
heit der Ratifizierung des Moskauer und auch 
des Warschauer Vertrages. zustimmen werde. 


Die anderen Minister stimmten der Analyse 
Bundesminister Scheels zu und unterstrichen die 
Bedeutung der deutschen Ostpolitik für eine 
Verbesserung der Ost-West-Beziehungen in 
Europa. 

b) Die Minister setzten auch ihre Konsultationen 
über die Lage in Südostasien fort und analysier- 
ten insbesondere die Probleme Kambodschas im 
Zusammenhang mit dem Vietnamkonflikt. 

Die Konsultationen über den Nahen Osten zeig- 
ten, daß die Minister die Aussichten der Jarring- 
Mission skeptisch beurteilten. Der britische Dele- 
gationsleiter, Europaminister Rippon, betonte, 
daß eine Reihe von Faktoren das Interesse bei- 
der Seiten an einer Regelung wachhielten: er- 
hebliche Verluste, überproportionale Verteidi- 
gungslasten, Kriegsmüdigkeit und die Sorge vor 
dem weiteren Anwachsen des sowjetischen Ein- 
flusses. Der französische Staatssekretär de Lip- 
kowski folgerte, daß auch eine Nicht- Verlänge- 
rung des Waffenstillstandes nicht unbedingt den 
Ausbruch erneuter Feindseligkeiten bedeute. Die 
Minister erörterten mögliche Formen einer poli- 
tischen Garantie künftiger Nahostregelungen 
und diskutierten eine Anregung des italienischen 
Außenministers Moro, bereits vor einer Frie- 
densregelung gemeinsame Überlegungen zum 
Wiederaufbau und über humanitäre Maßnahmen 
anzustellen. Die Minister erörterten weiter die 
Lage im Mittelmeerraum, am Persischen Golf so- 
wie in Nord- und Ostafrika. 

c) Der Erfahrungsaustausch zum Thema „Schutz 
vor Diplomatenentführungen" war durch eine 
Ausarbeitung der Ständigen Vertreter vorberei- 
tet worden. Die Minister stellten fest, daß die 
meisten der diskutierten Schutzmaßnahmen un- 
erwünschte Rückwirkungen auf die Funktions- 
fähigkeit der diplomatischen Vertretungen oder 
die Handlungsfreiheit der betreffenden Regie- 
rungen habe. Man könne daher auf keine Patent- 
lösungen hoffen. Das gelte sowohl für die mate- 
riellen Schutzmaßnahmen wie für alle Bemühun- 
gen, durch eine Verbesserung der bestehenden 
oder den Abschluß neuer internationaler Abkom- 
men der Gefahr weiterer Diplomatenentführun- 
gen zu begegnen. Die Minister beauftragten die 
Ständigen Vertreter, ihren Gedankenaustausch 
über materielle Schutzmaßnahmen fortzusetzen 
und unter Berücksichtigung der Arbeiten des 
Europarats und der Organisation Amerikanischer 
Staaten die Frage eines internationalen Abkom- 
mens über den Diplomatenschutz weiter zu prü- 
fen. 

3. Der Ständige Rat 

Der Ständige Rat setzte in seinen, alle vierzehn 

Tage stattfindenden Sitzungen in London die po- 
litischen Konsultationen der Minister fort und erle- 
digte die laufenden Angelegenheiten der Organi- 
sation. 
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Wie üblich bestand ein wesentlicher Teil seiner 
Tätigkeit darin, Anfragen und Anregungen der 
Versammlung zu erörtern und zu beantworten. Er 
arbeitete die Stellungnahmen zu den Empfehlun- 
gen 196 bis 198 aus und beantwortete die schrift- 
lichen Fragen 117 bis 120. Er bereitet gegenwärtig 
den Jahresbericht vor, den der amtierende Rats- 
vorsitzende der Versammlung während des 1. Teils 
ihrer 17. Sitzung im Juni 1971 vorlegen wird und 
erörtert die Antworten auf die Empfehlungen 199 
bis 202, 

Die politischen Konsultationen bezogen sich vor 
allem auf die von den Ministern den Ständigen 
Vertretern zugewiesenen Themen, deren Stand lau- 
fend überprüft wird, über die bilateralen Kontakte 
mit osteuropäischen Staaten und über die Lage in 
Südostasien fand daher ein regelmäßiger Infor- 
mations- und Erfahrungsaustausch statt. Die Stän- 
digen Vertreter erörterten die Probleme des Diplo- 
matenschutzes und bereiteten mit Hilfe einer beson- 
deren Arbeitsgruppe die oben erwähnte gemeinsame 
Stellungnahme für die Ministerratstagung in Luxem- 
burg vor. Außerdem beriet der Rat über politische 
Entwicklungen, die die Interessen Europas in den 
verschiedenen Weltteilen berührten. 


11. Tätigkeit der WEU- Versammlung 

Die Versammlung tagte vom 16. bis 19. November 
1970 in Paris vor dem Hintergrund der Trauerfeier- 
lichkeiten für Staatspräsident de Gaulle. Neben dem 
amtierenden Ratsvorsitzenden, dem luxemburgi- 
schen Außenminister Thorn, beteiligten sich vier 
Regierungsvertreter (Bundesminister Leussink, der 
französische Staatssekretär de Lipkowski, der bri- 
tische Europaminister Rippon und der britische Par- 
lamentarische Staatssekretär Kirk) sowie NATO- 
Generalsekretär Brosio an der Debatte über Fragen 
der Ostpolitik sowie der europäischen Zusammen- 
arbeit auf den Gebieten der Außenpolitik, Verteidi- 
gung und Technologie. 

Alle Gastredner und die Mehrheit der Abgeord- 
neten begrüßten die deutsche Ostpolitik. Der Vize- 
präsident des Deutschen Bundestages, Carlo Schmid, 
berichtete über seine Erfahrungen bei den deutsch- 
polnischen Vertragsverhandlungen und plädierte für 
Lösungen im Ost-West-Verhältnis, die Vertrauen 
herstellen und die Selbstachtung beider Seiten re- 
spektieren. Kritische Bemerkungen einiger Abge- 
ordneter über die Taktik der Bundesregierung führ- 
ten zu einer lebhaften Debatte. 

Die Aussprache über die Europapolitik konzen- 
trierte sich auf Fragen der außen- und verteidi- 
gungspolitischen Zusammenarbeit. Auch die Vertre- 
ter der EG-Beitrittskandidaten, Europaminister Rip- 
pon sowie die parlamentarischen Beobachter Nor- 
wegens und Dänemarks, begrüßten den Bericht der 
Sechs über die außenpolitische Zusammenarbeit. 
Außenminister Thorn betonte, daß dieser Beginn 
einer engeren Zusammenarbeit die politischen Kon- 
sultationen in der WEU nicht in Frage stelle, die 
auch Staatssekretär de Lipkowski als sehr nützlichen 
Ort der Begegnung bezeichnete. Die Minister Thorn, 


Kirk und Rippon wiesen darauf hin, daß die WEU 
die einzige europäische Institution mit Zuständig- 
keiten auf dem Gebiet der verteidigungspolitischen 
Zusammenarbeit sei. In ihrer Empfehlung 203 setzte 
sich die Versammlung dafür ein, die Möglichkeiten 
voll auszuschöpfen, die die WEU für eine politische 
Zusammenarbeit in einer erweiterten Europäischen 
Gemeinschaft bietet. 


III. Verhältnis zwischen Rat und 
Versammlung 

Der Rat setzte seine Bemühungen fort, die Ver- 
sammlung schnell und umfassend über seine Arbei- 
ten zu unterrichten und einen ständigen Dialog zwi- 
schen Rat und Versammlung über die wichtigen Fra- 
gen der europäischen Politik zu ermöglichen. Die 
Teilnahme von fünf Ministern an der letzten Sitzung 
der WEU-Versammlung in Paris war ebenso Aus- 
druck dieses Bemühens wie die traditionellen Tref- 
fen des amtierenden Ratsvorsitzenden mit dem Prä- 
sidenten der Versammlung und dem Vorsitzen- 
den des Ausschusses für allgemeine Angelegen- 
heiten. Auf Bitte der Ausschüsse für Verteidigung 
und allgemeine Angelegenheiten veranstaltete der 
Rat am 3. November 1970 in Luxemburg gemein- 
same Sitzungen mit den Ausschüssen. Die Bemü- 
hungen des Rats, vor dem Luxemburger Treffen 
das bisherige Verfahren gemeinsamer Sitzungen 
aufzulockern, führten zu keinem Ergebnis. Die ge- 
meinsamen Sitzungen litten daher wie in der Ver- 
gangenheit darunter, daß der Rat durch den amtie- 
renden Vorsitzenden nur einstimmig auf die schrift- 
lichen Fragen der Abgeordneten antworten und auf 
mündliche Zusatzfragen nur im Rahmen vorher aus- 
gearbeiteter schriftlicher Antworten eingehen 
konnte. Die Tatsache, daß die gemeinsamen Sitzun- 
gen in Luxemburg dank des Verständnisses auf 
beiden Seiten in guter Atmosphäre verliefen, sollte 
nicht darüber hinwegtäuschen, daß bei der gegen- 
wärtigen Struktur der WEU gemeinsame Sitzungen' 
des Rats mit Ausschüssen der Versammlung nicht 
geeignet sind, einen wirklichen Dialog zwischen Rat 
und Versammlung zu fördern. Informelle Begegnun- 
gen wie z. B. das jährliche Treffen des Präsidialaus- 
schusses der Versammlung mit dem Ministerrat 
oder Gespräche zwischen den Abgeordneten und 
Vertretern der einzelnen Regierungen anläßlich 
von Ausschuß Sitzungen stellen nach den bisherigen 
Erfahrungen einen nützlicheren und weniger auf- 
wendigen Beitrag zum Dialog zwischen Rat und 
Versammlung dar. 


IV. Tätigkeit des Rüstungskontrollamts 

Der Rat wählte am 3. Februar 1971 Vizeadmiral 
Cantü zum Nachfolger des am 1. Mai 1971 aus- 
scheidenden Direktors des Rüstungskontrollamts, 
General Fiori, 

Das Rüstungskontrollamt hat während der Berichts- 
zeit seine Kontrollen anhand der von den Mitglied- 
staaten erhaltenen statistischen Zahlen und Haus- 
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haltsangaben sowie der Antworten auf die besonde- 
ren Auskunftsersuchen für das Kontrolljahr 1970 
fortgesetzt. Durch Bestandskontrollen wurde an Ort 
und Stelle (bei den Streitkräften, in militärischen 
Depots und Produktionsanlagen) die Höhe der Waf- 
fenbestände verifiziert. Nichtherstellungskontrollen 
in verschiedenen Produktionsanlagen dienten dazu, 
die Einhaltung der Herstellungsverzichte der Bun- 
desrepublik Deutschland zu überprüfen. Die Feststel- 
lungen des Amtes ergaben, daß von gewisser Seite 
über einen Ostberliner Rechtsanwalt erhobene An- 
schuldigungen in bezug auf die Herstellung chemi- 
scher Kampfstoffe in der Bundesrepublik nicht den 
Tatsachen entsprechen. 

Zur Vorbereitung der diesjährigen Inspektionen 
stellen die zuständigen Bundesbehörden seit Jah- 
resbeginn wieder die vom Amt erbetenen statisti- 
schen Zahlen und Haushaltsangaben zusammen. 
Die Antworten auf die besonderen Auskunftersu- 
chen für das Kontrolljahr 1971 werden zur Zeit ab- 
schließend bearbeitet. 

Auch im Berichtszeitraum konnte — aus den bekann- 
ten Gründen — das bereits im Dezember 1957 von 
allen WEU-Mitgliedstaaten Unterzeichnete Rechts- 
schutzabkommen noch nicht in Kraft treten. Die des- 


halb erforderliche Zustimmung zu den Kontrollen 
ist in der Bundesrepublik von den betroffenen 
Unternehmen und den zuständigen Behörden er- 
klärt worden. 

über rechtliche und technische Fragen der Rüstungs- 
kontrolle führten das Amt und die Bundesressorts 
einen regen Meinungsaustausch fort. 


V. Tätigkeit des Ständigen Rüstungsausschusses 

Während der Berichtszeit hat der Ständige Rü- 
stungsausschuß auf italienischen Vorschlag hin Mög- 
lichkeiten einer Aktivierung der Rüstungszusam- 
menarbeit im Rahmen der WEU behandelt. Eine 
abschließende Entscheidung ist jedoch bisher nicht 
getroffen worden, da von einigen Mitgliedstaaten 
eine Duplizierung von Aufgaben befürchtet wird, die 
bereits in Gremien der NATO wahrgenommen wer- 
den. Der Ausschuß wird demnächst darüber bera- 
ten, ob zur Weiterbehandlung der Frage eine Kon- 
ferenz der nationalen Rüstungsdirektoren der WEU- 
Mitgliedstaaten zweckmäßig erscheint. 

Im übrigen ist die sachliche Arbeit in den Unter- 
gruppen fortgesetzt worden. 
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